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Wasserstraße bleibt bei Genehmigungs-
Beschleunigung außen vor

Der Bundesrat hat Ende November das Genehmigungs-
Beschleunigungsgesetz ohne Änderungen gebilligt, obwohl 
seine Forderung nicht erfüllt wurde, auch dem Wasserstraßen-
ausbau ein „überragendes öffentliches Interesse“ zu attestieren. 
Die Länderkammer verabschiedete lediglich eine begleitende 
Entschließung. Darin heißt es unter anderem, der Bundesrat 
halte eine weitere Beschleunigung der Planungs- und Geneh-
migungsverfahren im Verkehrsbereich für dringend erforder-
lich. Er verweise auf die in seiner Stellungnahme zum Gesetz-
entwurf von Mai 2023 enthaltenen Vorschläge zur beschleunig-
ten Umsetzung von Vorhaben „insbesondere im Bereich der 
besonders klimafreundlichen Verkehrsträger Schiene und Was-
serstraße“. Damals hatten die Länder unter anderem gefordert, 
allen laufenden, fest disponierten oder im vordringlichen 
Bedarf gelisteten Wasserstraßenprojekten zu attestieren, dass 
ihre Umsetzung „im überragenden öffentlichen Interesse liegt 
und der öffentlichen Sicherheit dient“. Das Bundesverkehrs-
Ministerium (BMDV) hatte das in einem ersten Entwurf des 
Gesetzes auch so verankert, aber auf Druck aus dem Bundes-
umwelt-Ministerium (BMUV) nach koalitionsinterner Abspra-
che wieder entfernen müssen. Von der Formulierung erhofft 
sich das BMDV eine erleichterte Abwägung zugunsten von Ver-
kehrsprojekten im Genehmigungsverfahren und bei Klagen vor 
Gericht. Nicht einmal für die Abladeoptimierung am Mittel-
rhein gab es am Ende die begehrte Beschleunigungsformel.

Das BMUV wies auf Anfrage von SUT zurück, dass es die 
Engpassbeseitigung im Mittelrhein blockieren wolle. „Das 

Das Fazit: Kein „überragendes öffentliches Interesse“ am 
Wasserstraßenausbau.

BMUV hat weder gegen die Beseitigung von Engpässen am Mit-
telrhein noch gegen die Einstufung in die höchste Prioritäts-
stufe ‚Vordringlicher Bedarf – Engpassbeseitigung‘ im Bundes-
wasserstraßen-Ausbaugesetz Einwände erhoben“, heißt es. 
„Wir haben uns allerdings gegen darüber hinaus gehende For-
derungen zur gesetzlichen Verankerung eines ‚überragenden 
öffentlichen Interesses‘ für bestimmte Ausbauvorhaben an 
Bundeswasserstraßen ausgesprochen, da hierdurch die betref-
fenden Vorhaben pauschal und ohne weitere Abwägung zulas-
ten des dringend gebotenen Gewässerschutzes und Naturer-
halts bevorzugt würden.“ Das gelte auch für die Abladeoptimie-
rung Mittelrhein. 

� Matthias Roeser
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Neuerungen bei HGK Logistics and Intermodal

Trassenpreisförderung soll ab 2025 sinken

Das Bundesverkehrs-Ministerium (BMDV) beabsichtigt, die Tras-
senpreisförderung für den Schienengüterverkehr schrittweise 
abzuschmelzen. 2024 sollen, wie 2023, noch einmal 350 Millio-
nen Euro bereitgestellt werden. 2025 sind aber nur noch 200 
Millionen Euro vorgesehen, für 2026 180 Millionen Euro und für 
2027 130 Millionen Euro. In den vergangenen Jahren konnten 
die Trassenpreise dank der Förderung um 50 Prozent reichlich 
gesenkt werden. 
Der aktuelle Haushaltsentwurf für 2024 sieht allerdings eine 
neue Förderung für den Einzelwagenverkehr in Höhe von 300 
Millionen Euro pro Jahr vor. Der Wettbewerbsbahn-Verband 
„Die Güterbahnen“ sieht die Veränderungen kritisch. Zwar 
könne man einerseits argumentieren, dass durch die Erhöhung 
der Lkw-Maut seit 1. Dezember 2023 die relative Wettbewerbs-
fähigkeit des Schienengüterverkehrs gegenüber dem Lkw ver-
bessert wurde; andererseits liege der Bahnstrompreis immer 
noch deutlich höher als vor dem Ukraine-Krieg, während der 
Dieselpreis wieder deutlich gesunken sei. Zudem komme die 
Trassenpreisförderung allen Güterbahnen zugute, während von 
der Einzelwagenförderung vor allem die hochdefizitäre DB 
Cargo profitiere, auf die nach Auskunft der Bundesregierung 90 
Prozent des Einzelwagenverkehrs entfällt.
Auch der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) sieht 
das Abschmelzen der Trassenpreisförderung kritisch. Sie sei im 

„Masterplan Schienengüterverkehr“ langfristig angelegt; eine 
Kürzung jetzt werde die Wettbewerbsfähigkeit der Schiene ver-
schlechtern. „Die Abschmelzung sollte erst beginnen, wenn die 
Trassenpreise durch steigende Produktivität des Netzes – zum 
Beispiel durch ETCS – sinken“, erläuterte ein VDV-Sprecher. 
„Davon sind wir noch ein gutes Stück entfernt.“
 � Matthias Roeser

Ein RheinCargo-Kesselwagenzug in der Nähe der PCK-Raf-
finerie Schwedt an der Oder. 
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insbesondere im Bereich der Kontraktlogistik. Wir wünschen 
ihm für seine kommenden Aufgaben viel Glück und Erfolg“, 
erklärt Uwe Wedig, CEO des Gesellschafters Häfen und Güter-
verkehr Köln AG. Gleichzeitig bedankt er sich bei Jan Zeese: „Jan 
Zeese hat in den vergangenen Jahren in vielfältiger Weise die 
Modernisierung der heutigen HGK Logistics and Intermodal 
mit vorangebracht – etwa durch seine maßgebliche Rolle beim 
Aufbau unseres erfolgreichen neuen Standorts in Ladenburg.“�
� Pm/saku

Personelle Veränderungen in der Geschäftsführung bei HGK 
Logistics and Intermodal GmbH: Zum Februar 2024 übernimmt 
Jens Schmeidler die Funktion des Chief Operating Officer (COO) 
und folgt damit auf Andreas Grzib. Der bisherige Chief Admi-
nistrative Officer Jan Zeese (CAO) verlässt in beiderseitigem 
Einvernehmen das Unternehmen.

„Mit Jens Schmeidler konnten wir einen sehr erfahrenen 
Manager für die Position des COO der HGK Logistics and Inter-
modal gewinnen. Er bringt eine Vielzahl von Kompetenzen mit, 
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